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Energie & Rohstoffe

Versprechen brechen, 
Profit machen
Am 24. März 1996 barst ein Zementstopfen auf dem Grund einer Abraum­

grube in der Marcopper Mine auf Marinduque Island auf den Zentralphilip­

pinen. Giftige Abfälle ergossen sich in den nahe gelegenen Boac River. Das 

Leck konnte erst nach Monaten geschlossen werden, nachdem schätzungs­

weise vier Millionen Tonnen grauer, breiiger Abraummasse das Flussbett ge­
füllt und ausgedehnte Überschwemmungen sowie Schäden an Grund und 

Boden und Reisfeldern verursacht hatten. Fünf Dörfer mussten evakuiert 

werden, wobei laut einem UN-Bericht insgesamt rund 20.000 Dorfbewoh­

ner, die entlang des Flusses und an seiner Mündung lebten, betroffen wa­

ren.

Geoff Nettleton,

Andy Whitmore und 
Jonathan Glennier

Noch heute sind Flussbett 

und Mündungsgebiet voll von 

Abfallstoffen, und die Metalle 

im Schlamm entwickeln Säu­

ren. Die lokale Wirtschaft und 
Ökologie sind verwüstet wor­

den.

Das Unglück von 1996 war 

jedoch bei Weitem nicht das 

einzige, das die Menschen von 

Marinduque heimgesucht hat. 
Seit ihrer Öffnung im Jahre 

1969 hat die Marcopper Mine 

die Umwelt unaufhörlich ver­
schmutzt. Über einen Zeitraum 

von zirka 20 Jahren bis 1991 

versenkte sie rund 200 Millio­

nen Tonnen Minenabfälle in 

die benachbarten Fischgründe

an der Küste der Calancan Bay, 

wodurch ein 500 Meter brei­

ter, fünf Kilometer weit ins 

Meer reichender Damm ent­

stand, und die Lebensgrundla­

ge hiesiger vom Fischfang le­

bender Gemeinden zerstört 

wurde. Bei Untersuchungen 

von United States Geological 

Survey, des philippinischen Ge­

sundheitsministeriums und des 

Bergbaubeauftragten von Ox- 

fam Australien wurden sowohl 

im Blut von Kindern als auch in 

der örtlichen Umwelt sehr ho­

he Konzentrationen von Blei 

und anderen Metallen gefun­

den. Einige Kinder sind bereits 

an Metallvergiftungen gestor­

ben. Placer Dome, eine inter­

nationale kanadische Bergbau­

gesellschaft, war mit einer Be­

teiligung von 39,99 Prozent 

(der Obergrenze für ausländi­

sche Firmen) der größte Ein­

zelinvestor der Marcopper Mi­

ne.

Keine Verantwortung

Die Firma übernimmt jedoch 

keine Verantwortung für die 

Zerstörungen in Calancan Bay 

und anderen Gebieten, die seit 

1969 verschmutzt wurden. 

Neben dem Flinweis, dass sie 

nicht die ausführende Firma 

war, führt sie an, dass die Mine 

legal betrieben wurde. »Unter­

seeische Abraumentsorgung 

war zu jener Zeit eine landläu­

fige und gebilligte Praxis in 

diesem Teil der Welt«, sagte 

ein Sprecher. Auf die Frage, ob 

Placer Dome Nachforschungen 

nach Berichten über den Scha­

den angestellt habe, sagte 

Keith Ferguson, Generaldirek­

tor für Sicherheit und Nach­

haltigkeit, gegenüber Christian 

Aid: »Ich habe keine Studien 

gesehen, keine Beweise, 

nichts.« Es gibt viele frei ver­

fügbare Berichte über den 

heutigen erschreckenden Zu­

stand der Calancan Bay.

Wir haben im Laufe der 

letzten acht Jahre vom Bergbau 

geprägte Gemeinden von Lu- 

zon bis Mindanao und von Ce- 

bu bis Palawan besucht. Was 

wir entdeckten war, dass wäh­

rend viele Firmen ihren Einsatz 

für hohe Umweltstandards und 

gute Beziehungen mit den 

Gastgemeinden betonen, die 

Gemeinden selbst von wieder­

holten Verletzungen sowohl 

von Umweltstandards als auch 

von Menschenrechten durch 

die Firmen und ihre Angestell­

ten berichten. Angesichts der 

negativen Erfahrungen in der 

Vergangenheit fürchten die 

Einheimischen um die Zukunft: 

Sie äußern öffentlich ihr man­

gelndes Vertrauen, dass ent­

weder die Bergbauunterneh­

men oder die Regierung genü­

Stehen in Konkurrenz mit TVI Pacific: Selbstständige 

Bergarbeiter in Canatuan, Mindanao. Foto: M. Grabowski
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gend tun werden, um sie vor 

den schlimmsten Auswirkungen 

des Bergbaus zu schützen.

TVI aus Kanada

Aus- und inländische Investiti­

onen in den Bergbau wurden 

von einer Reihe von Regierun­

gen mit Unterstützung einfluss­

reicher internationaler Organi­

sationen wie der Weltbank 

gefördert. Die philippinische 

Regierung verfolgt jedoch eine 

Politik, die einigen ihrer ärms­

ten Staatsbürger schadet. Jen­
seits bloßer wirtschaftlicher 

Maßnahmen untersucht die­

ser Bericht umfassender die 

ökologischen und sozialen 

Kosten und Nutzen des Berg­

baus.
TVI Pacific versucht in Ca- 

natuan, Siocon auf Mindanao, 

Gold abzubauen. Hier ist zu 

untersuchen, ob die Verfü­

gungsrechte der einheimischen 

Subanon über ihr Land um des 

ausländischen Kapitals willen 

geopfert wurden. Einheimi­

sche, die auf sauberes und aus­

reichendes Wasser für Land­

wirtschaft und Fischerei ange­

wiesen sind, befürchten ihren 

wirtschaftlichen Ruin durch die 

Verunreinigungen von der Mi­

ne. Das Gebiet wurde schwer 

militarisiert da TVI seine Inves­

titionen durch paramilitärische 

Kräfte zu schützen versucht.

Staatsregierungen, ein­

schließlich die der Philippinen, 

erlassen weiterhin Gesetze, die 

große Firmen zum Nachteil der 

einfachen Leute bevorzugen. 

Wir rufen statt dessen auf zu 
einer nachhaltigeren Form der 

Entwicklung, die mit den Wün­

schen der örtlichen Gemein­

schaften in Einklang steht. Wir 

kritisieren gleichermaßen ein­

flussreiche Kreditgeber wie die 

Weltbank, die Reformen zur 

Expansion der Bergbauindust­

rie befürworten. Der Ende 

2003 veröffentlichte Rohstoff­

industriebericht (Extractive In­

dustries Review, EIR), von der 

Weltbank in Auftrag gegeben 

um ihre Statistiken in dem 

Sektor zu bewerten, gibt zu, 

dass Bergbauprojekte, ein­
schließlich viele von der Bank 

finanzierte, die Armut eher ver­

schärft haben, als sie zu redu­

zieren. Die Bank hat seine we­

sentlichen Empfehlungen zu­

rückgewiesen.

Da der Nutzen für die nati­

onale Wirtschaft so schwer zu 

erkennen bleibt, während ne­

gative Auswirkungen zumindest 

genauso wahrscheinlich an­

muten wie positive, ist es un­

erlässlich, den Blick auf die re­

gionalen Auswirkungen des 

Bergbaus zu richten. Hier ist 

die Situation eindeutig - Men­

schen, die auf den Philippinen 

in der Nähe von Minen leben, 

sind auf Grund von Umweltzer­

störung, wirtschaftlicher Stag­

nation und Menschenrechts­

belangen zwangsläufig gefähr­

deter. Nur eine kleine Minder­

heit zieht Vorteil aus den weni­

gen vorhandenen Arbeitsplät­

zen und der gelegentlichen 

firmengeförderten Gemeinde­
aktion.

Wenn es einen Platz geben 

soll für den Bergbau auf den 

Philippinen, so muss er einge­
rahmt sein von Menschen­

rechten und einer wirklich 

nachhaltigen Entwicklung.

Wenn wir jedoch ein System 

ändern wollen, in dem die 

langfristigen Kosten von der 

Umwelt und den Ärmsten der 

Armen getragen werden, ist ein 

starkes Gerüst von Richtlinien 

und vorbeugenden Gesetzen 

dringend vonnöten. Der EIR 

legt dar, dass zumindest die 

Bedingungen für Investitionen 

von Vornherein klar sein müs­

sen, wenn diese Investitionen 
die Ärmeren begünstigen sol­

len. Gesetzgebung zur Ver­

günstigung des Haftungsum­

fangs für Firmen mit Sitz in be­

deutenden Bergbauzentren wie 
Großbritannien, Kanada und 

Australien ist bedenklich.

Internationales Recht?

Bergbauunternehmen, Geldge­

ber und internationale Institu­

tionen müssen gezwungen 

werden, bestehendes internati­

onales Recht zu befolgen und 

im Entstehen begriffene natio­

nale und internationale Stan­

dards einzuhalten. Das Anrecht 

einheimischer Völker, über die 

Art der Entwicklung zu 

bestimmen, die auf ihrem Land 

stattfinden soll, einschließlich 

des Rechts, unzumutbare Ent­

wicklungen abzulehnen, muss 

sowohl in der Praxis als auch 

im Gesetz geachtet werden.

Darüber hinaus sollten 

Nachforschungen über die 

zahlreichen Vorwürfe von 

Menschenrechtsverletzungen 

im Zusammenhang mit der 

Entwicklung des Bergbaus an­

gestellt werden. Gemeinden, 

die von einer Bergbaufirma ge­

schädigt wurden, sollten ein 

Recht auf Wiedergutmachung 

haben. Ihnen sollte die Mög­

lichkeit gegeben werden, ihre 

Beschwerden vor einer inter­

nationalen oder überregiona­

len Genehmigungsbehörde 

vorzubringen und ihren Prozess 

in den einheimischen Gerichten 

der Länder fortzusetzen, in de­

nen die Bergbaufirmen ihren 

Sitz haben.

Der Artikel ist dem Report »Breaking 

Promises, Making Profits« entnommen. 

Dieser kann bei www.christian-aid.org. 

uk eingesehen werden.

Übersetzung: Michaela Unterbarn­

scheidt
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